
 

Auszug aus dem Beschlussprotokoll 
69. Ratssitzung vom 30. Oktober 2019
 
 
 

1807. 2019/435 
Beschlussantrag der SP-, Grüne- und AL-Fraktion vom 17.10.2019: 
Resolution betreffend Einmarsch der Türkei in Nordsyrien, verbunden mit der  
Forderung nach einem sofortigen Aussetzen des Freihandelsabkommens und 
dem Stopp von Kriegsmaterialexporten 

  
Marco Denoth (SP) begründet den Beschlussantrag (vergleiche Beschluss-Nr. 
1787/2019). 
 
Der Rat stimmt dem Beschlussantrag mit 69 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
«Die Stadt Zürich ist zutiefst besorgt über die Entwicklung in Nordsyrien. Am 9. Oktober sind die türkischen 
Streitkräfte in die nordöstlichen Provinzen von Syrien mit massiven Angriffen einmarschiert. Wie jeder Krieg 
hat auch dieser Folgen. So sind bereits 700 Todesopfer zu beklagen und fast 200'000 Menschen sind in die 
Flucht getrieben worden. Weiter geht die türkische Regierung hart gegen Kritikerinnen und Kritiker der Mili-
täroffensive in der Türkei vor und lässt sie verhaften. 
Die Stadt Zürich verurteilt diese Invasion aufs schärfste und solidarisiert sich mit den Menschen, welche un-
ter dieser Militäraktion zu leiden haben. Nachwievor kritisiert sie scharf den undemokratischen Umgang der 
türkischen Regierung mit der politischen Opposition. Die Stadt Zürich fordert vom Bundesrat das sofortige 
Aussetzen des Freihandelsabkommen mit der Türkei und den sofortigen Stopp von Export von Kriegsmate-
rial, einschliesslich Vorprodukten und Ersatzteillieferungen, in die Türkei. Ausserdem sollen Hilfsorganisatio-
nen, die in Syrien tätig sind, durch die Schweiz und die Stadt Zürich unterstützt werden.» 
 
Mitteilung an den Stadtrat 
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